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Mit der Wahl die Zeichen  
für die Zukunft stellen

Die Bevölkerung von Illnau-
Effretikon wählt am 8. März 
ihren Stadtrat und ein 36-köp-
figes Parlament. Die FDP Ill-
nau-Effretikon ist unter den 
neun antretenden Parteien  
die einzige Ortspartei, die nach 
2022 erneut mit einer vollstän-
digen 36er-Liste antritt – ohne 
Doppelkandidaturen. Jede 
Person steht mit einem eige-
nen, liberal geprägten Profil  
zur Wahl.

Auf der FDP-Liste finden 
sich rund ein Drittel Frauen, 
wovon zwei Frauen auf den 
vordersten Rängen kandidie-
ren. Sie wollen als aktive Vor-
standsmitglieder zukünftig 
noch präsenter politische  

Verantwortung übernehmen. 
Zudem bildet die FDP-Kandi
datenliste die Breite unserer 
Stadt repräsentativ ab: ver-
schiedene Altersgruppen und 
Generationen, Menschen aus 
städtischen und ländlichen 
Ortsteilen, Selbständige ebenso 
wie Angestellte. Diese Vielfalt 
an Lebens- und Berufserfah-
rungen ist für eine gute kom-
munale Politik zentral.

Auffällig ist auch: Auf der 
36er-FDP-Liste kandidieren – 
anders als bei anderen Ortspar-
teien – keine ehemaligen Re- 
gierungs-, Kantons- oder  
Stadträte als Listenfüller. Im 
Vordergrund stehen engagierte 
Persönlichkeiten, die mit Fri-

sche und Elan die Zukunft von 
Illnau-Effretikon mitgestalten 
wollen.

Die Zusammensetzung und 
die Ausgewogenheit unserer 
Liste 3 für die Parlamentswah-
len von Illnau-Effretikon ma-
chen mich stolz. Ebenso freut 
es mich, dass unsere drei bis-
herigen, erfahrenen Stadträte 
zur Wiederwahl antreten – in-
klusive der Bereitschaft zur 
Weiterführung des Stadtpräsi-
diums. Die FDP Illnau-Effreti-
kon mit ihren lokal sehr gut 
verankerten Persönlichkeiten 
hat die Unterstützung bei den 
Erneuerungswahlen verdient.

Katharina Morf,  
Gemeinderätin FDP, Illnau-Effretikon 
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Gewerbeförderung:  
Bodenhaftung statt Luftschlösser

Illnau-Effretikon verfügt über 
enormes Potenzial. Vieles 
wurde in den vergangenen 
Jahren mit guten Absichten 
angestossen, doch bei der Um-
setzung blieb die Wirkung oft 
hinter den Erwartungen zu-
rück. Während der aktuelle 
Stadtrat im Industriegebiet 
Riet/Langhag in Effretikon 
von der Ansiedlung interna
tionaler Grosskonzerne auf 
der «grünen Wiese» träumt, 
geraten die Bedürfnisse un
seres hiesigen Gewerbes zu 
oft in den Hintergrund.

Dabei sind es unsere lokalen 
Betriebe, die das wahre Rück-
grat unserer Stadt bilden. Sie 
sichern Arbeits- und Lehrstel-
len vor Ort und tragen mass-
geblich zu einem lebendigen 
Gesellschaftsleben bei. Anstatt 
vagen Prestigeprojekten nach-
zueifern, sollte die Stadtpolitik 
jene unterstützen, die bereits 
hier sind und einen greifbaren 
Mehrwert für die lokale Bevöl-
kerung schaffen.

Damit wir wieder echte Fort-
schritte statt nur Visionen er-
zielen, braucht es im Stadtrat 

eine stärkere bürgerliche Ver-
tretung mit dem Fokus auf  
das lokal Machbare. Mit Daniel 
Huber und Simon Binder kan-
didieren neu zwei Persönlich-
keiten, die genau diese gesunde 
Bodenhaftung und das nötige 
Gespür für unser Gewerbe mit-
bringen. Für eine Stadtentwick-
lung mit Weitblick und echtem 
KMU-Bezug empfehle ich, diese 
beiden Kandidaten als Ergän-
zung zu den bewährten bürger-
lichen Kräften am 8. März neu 
in den Stadtrat zu wählen.

Roman Nüssli, Agasul

Rein sportlich betrachtet,  
sollte öfters gewählt werden

In drei Wochen stehen Gemein-
deratswahlen an. Wer rund um 
den Greifensee unterwegs ist, 
merkt das sofort – nicht an 
politischen Debatten, sondern 
an der Dichte der Wahlplakate. 
Kaum ein Kilometer ohne 
freundlich lächelnde Gesichter, 
die sympathisch, volksnah und 
kompetent wirken möchten.

Als regelmässiger Velofahrer 
rund um den See stehe ich 
diesem Wahlkampfgetue nor-
malerweise eher skeptisch 
gegenüber. Auffällig ist dieses 
Jahr jedoch die starke Präsenz 

weiblicher Kandidatinnen – 
zahlenmässig durchaus auf 
Augenhöhe mit den Männern. 
Und auch wenn Kompetenz 
und Engagement selbstver-
ständlich im Vordergrund ste-
hen sollten: Als Mann nimmt 
man den weiblichen Charme 
auf den Plakaten dann doch 
ganz besonders wahr. Während 
ich schweissgebadet, nach 
Atem ringend, mit hochrotem 
Kopf und weit entfernt von je-
der Wahlplakat-Ästhetik am 
See entlangfahre, lächeln mich 
die Kandidatinnen aufmun-

ternd und fast schon persön-
lich an.

Das motiviert. Die Umrun-
dung fühlt sich kürzer an, der 
Gegenwind viel weniger hart. 
Offenbar wirkt politische Sym-
pathie auch leistungsfördernd.

Sollte dies der Beitrag des 
Wahlkampfs zur Gesundheits-
förderung rund um den Grei-
fensee sein, dann kann ich 
damit gut leben. Und ich frage 
mich, warum eigentlich nicht 
öfter gewählt wird – rein sport-
lich betrachtet, versteht sich.

Beat Gfeller, Nänikon

Der Fall Crans-Montana
Die täglich erscheinenden Ar
tikel und Mitteilungen in den 
öffentlichen Medien nehmen 
langsam bizarre Formen an.

Man ist nicht bereit, den Fall 
zu klären, sondern sucht einen 
Schuldigen, welcher nicht mehr 
zur Rechenschaft gezogen wer-
den kann, da er krankheitshal-
ber in der Psychiatrie sitzt.

Es ist festzuhalten, dass es 
nicht nur Einzelpersonen sind, 
die die Verantwortung im 
Brandfall Crans-Montana tra-
gen müssen, sondern es sind 
die Besitzer der Liegenschaft, 
es ist die Gemeinde, und es ist 
der Kanton Wallis! 

Wenn nun der Fehler bei 
dem IT-Mitarbeiter, welcher als 
«Alleinunterhalter» die Daten 
verwaltet hat, gesucht wird, 
zeigt das, dass auch hier ein 
sehr grosses Versagen des Kan-
tons vorliegt. Man hat anschei-
nend jahrelang weggeschaut 
und nichts unternommen ge-
gen die Machenschaften dieser 
Person. Alle Entscheidungsträ-

ger haben keine Verantwortung 
übernommen.

Generell stellen sich den 
Medienkonsumenten einige 
berechtigte Fragen:

 ◼ Wie kann eine vorbestrafte 
Person mit einem Koffer 
voller Geld, mit drei Millio-
nen Franken, in der Bank 
erscheinen, ohne dass die 
Bank hinterfragt, woher das 
Geld stammt?

 ◼ Weshalb kann eine Bar total 
umgebaut werden ohne Bau-
bewilligung?

 ◼ Weshalb wurden nach Fer-
tigstellung des Umbaus die 
Räumlichkeiten nicht durch 
den Brandschutz kontrolliert 
und abgenommen?

 ◼ Weshalb wurde dem IT-Mit-
arbeiter das Mandat nicht 
entzogen, obwohl man 
wusste, dass die Daten nicht 
zugänglich waren respektive 
nicht ordnungsgemäss ver-
waltet wurden? Und dies 
über Jahre. 

 ◼ Hat vielleicht schon jemand 
an die Hinterbliebenen ge-
dacht, die in dieser Situation 
nicht zum Trauern kommen?

 ◼ Denkt man an die Angehöri-
gen, deren Kinder noch ver-
letzt in den Spitälern liegen 
und ein Leben lang durch 
diese Verletzungen gezeich-
net sind und denen alle ihre 
Lebensträume genommen 
wurden?

Dass es bei dieser Katastro-
phe um sehr viel Geld geht, ist 
klar. Dies ist auch der Grund, 
dass sämtliche Verantwortli-
chen den Kopf aus der Schlinge 
ziehen wollen.

Es ist eine absolute Schande 
für die Schweiz, und man muss 
sich schämen über die unhalt-
baren Zustände und den Filz 
im Kanton Wallis. Übernehmt 
endlich Verantwortung und 
übt das aus, wofür ihr als Vor-
gesetzte und Verantwortliche 
engagiert wurdet!

Sylvia Strobel, Volketswil

Hat unsere politische Klasse  
die Bodenhaftung verloren?

Die Teilrevision der Wetziker 
Gemeindeordnung, über die 
wir am 8. März abstimmen, 
wurde im «Zürcher Oberlän-
der» bislang nur am Rande 
behandelt. Eine öffentliche 
Diskussion findet kaum statt. 
Das erstaunt, denn das Volk 
würde mit einem Ja seiner 
eigenen Teilentmachtung 
zustimmen. Es dürfte dann 
über einmalige Ausgaben bis  
1,5 Millionen Franken und 
jährlich wiederkehrende Aus-
gaben bis 0,4 Millionen Fran-

ken nicht mehr abstimmen. 
Die Befürworter der Revision 
bezeichnen solche Geldbe
träge als gering. Zeigt das nicht  
die verloren gegangene Boden
haftung unserer politischen 
Klasse? Vom fakultativen Refe-
rendum wurde in Wetzikon bis-
her mit Augenmass Gebrauch 
gemacht. Stets korrigierte das 
Volk den Parlamentsentscheid, 
zuletzt bei der geplanten Ein-
führung von flächendecken-
dem Tempo 30. Kein Wunder, 
dass manche diese lästige 

Interventionsmöglichkeit des 
Souveräns beseitigen möchten. 
Dazu kann das Volk zweimal 
nacheinander seine Meinung 
sagen: am 8. März mit einem 
wuchtigen Nein zur Teilrevi
sion der Gemeindeordnung – 
und am 12. April bei den Ge-
meindewahlen, indem es die 
bürgerlichen Kräfte stärkt, 
welche die Volksrechte gegen 
die Demokratie-Abbauer von 
Mitte-links verteidigen.

Zeno Schärer,  
Gemeinderat SVP, Wetzikon

Weniger Mitspracherechte für  
die Wetziker Stimmberechtigten

Am 8. März dürfen wir an der 
Urne auch zu einer Teilrevision 
der Gemeindeordnung der 
Stadt Wetzikon Stellung neh-
men. In erster Linie geht es 
darum, die Gemeindeordnung 
an das neue Gesetz des Kan-
tons anzupassen. Der Stadtrat 
hat die vorgeschriebene 
Überarbeitung zum Anlass 
genommen, zu überprüfen, ob 
weitere Anpassungen sinnvoll 
seien. Dabei wird unter ande-
rem vorgeschlagen, die Bestim-
mungen zum fakultativen 
Referendum bei finanziellen 
Ausgaben einzuschränken.  
Bei einmaligen Ausgaben bis zu 
1,5 Millionen Franken wäre ein 
fakultatives Referendum nicht 
mehr möglich. Es ist festzu
halten, dass oft der finanzielle 
Aspekt bei einer Vorlage nur 

ein Teilaspekt der Vorlage ist, 
wie es bei der damaligen abge-
lehnten Vorlage zur Einführung 
einer 30er-Zone der Fall war. Es 
geht oft um ein für die Stadt
bevölkerung wichtiges «sach
liches» Anliegen.

Das fakultative Referendum 
wurde nach der Abschaffung 
der Gemeindeversammlung im 
Jahr 2014 eingeführt. Von die-
sem Recht wurde in den letzten  
elf Jahren dreimal Gebrauch ge-
macht. Bei den Urnenabstim-
mungen haben die Stimmbe-
rechtigten, nebenbei erwähnt, 
diese drei Vorlagen der Wetzi-
ker Behörden abgelehnt.

Die Behörden begründen 
diese Abschaffung mit einer 
höheren Effizienz und mit 
einer Schonung der Steuer
gelder. Welche höhere Effizienz 

es geben sollte, ist für mich 
kaum verständlich. Zudem 
wurden die höheren Kosten 
von rund 20 000 Franken pro 
fakultatives Referendum bei 
den drei abgelehnten Vorlagen 
durch den Wegfall von Aufwen-
dungen x-mal kompensiert. 
Zudem ist es allgemein be-
kannt, dass das Risiko eines 
fakultativen Referendums die 
Parlamentarier oft dazu be-
wegt, konsensfähigere Lösun-
gen vorzuschlagen.

Warum sollten die Stimm
berechtigten auf dieses Mit-
spracherecht verzichten?  
Es wäre für die Schweiz sehr 
untypisch. Die Mitbestimmung 
ist uns stets sehr wichtig. Leh-
nen Sie daher am 8. März diese 
Vorlage ab.

Pierre Duc, Wetzikon

BRIEFE ZU DEN ABSTIMMUNGEN UND WAHLEN VOM 8. MÄRZ 

Derzeit erreichen uns ausseror­
dentlich viele Leserbriefe zu  
den Abstimmungen und Wahlen 
vom 8. März. Wie üblich beenden 

wir einige Tage vor dem Ab­
stimmungstermin die Publikation 
von Leserbriefen zu den Vor­
lagen. Einsendeschluss für  

letzte Leserbriefe zu den Ab­
stimmungen und Wahlen ist  
am Donnerstag, 26. Februar, 
12 Uhr. (zo)

Hinschauen und wählen
Der Wahlkampf in Gossau ist  
in vollem Gange, so, wie schon 
lange – zu lange – nicht mehr. 
Im Zentrum steht das Gemein-
depräsidium, und hier lohnt es 
sich, einige Aspekte genauer 
anzuschauen. Der Amtsinhaber 
Jörg Kündig erklärt sich selber 
als besser und betont die 
Wichtigkeit der Kontinuität.  
Die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger werden ent
scheiden, ob diese Aussagen 
eine siebte Amtszeit legiti
mieren. Aus meiner Sicht be
nötigen wir mit Daniel Wäfler 
eine frische Kraft, welche un-
eingeschränkt bei allen an
stehenden Themen mitbestim-
men kann. Persönlich kenne 
ich Daniel Wäfler seit mehr 
als 40 Jahren. Sein Blick für 
Zusammenhänge, sein Ge-
spür dafür, anstehende The-
men klar zu benennen und 
Lösungen zu entwickeln, so-

wie seine Eigenständigkeit er
möglichen es ihm, tragfähige 
Konsense auszuarbeiten, wel-
che kontinuierlich zum Erfolg 
führen.

Themen wie der Schutz des 
Tägernauer Holzes, die Schul-
denbremse für Gossau oder  
die Verhinderung einer ent
eignenden BZO sind direkte 
Erfolge zugunsten von Gossau. 
Kandidaten, welche etwa die 
Schuldenbremse mitinitiierten 
und sich ebenso an der Um
setzung beteiligen wollen, 
zeigen kein politisches Kalkül, 
sondern Mut, für die nächste 
Generation hinzustehen und 
Verantwortung zu überneh-
men.

Deshalb wähle ich Daniel 
Wäfler als Gemeinderat und 
Gemeindepräsidenten – zu-
sammen mit Markus Weid-
mann als Gemeinderat.

Roman Zwicky, Gossau

SRG – keine  
halben Sachen 

Länder wie Italien, Ungarn  
oder die USA haben vorgezeigt, 
was eine Schwächung der öf-
fentlich-rechtlichen Medien  
bewirkt: Von Milliardären finan-
zierte Medien halten sich an 
keinerlei Qualitätsstandards.  
Sie streuen der zunehmend 
schlecht informierten Bevölke-
rung Sand in die Augen – mit 
dem Ziel, dass sich ebendiese 
Milliardäre weiterhin skrupellos 
bereichern können. Wohin dies 
führt, verfolgen wir aktuell in 
den USA mit. 

Wir brauchen dringender 
denn je eine starke, unabhän
gige SRG, welche den Mächtigen 
auf die Finger schaut. Die Hal-
bierungsinitiative geht in die 
falsche Richtung. Ich empfehle 
allen Stimmberechtigten, diese 
unschweizerische Initiative am 
8. März abzulehnen.

Thomas Wälchli, Uster, 

Rolf Müri
Hervorheben

Rolf Müri
Hervorheben


